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Abkiirzungsverzeichnis

Abs.
AHS

BHAG
BHG 2013
BHV 2013
BKA
BMASK
BMB

BMF
BMFJ

BMIJ
BMLVS
BMWFW
BRZ GmbH
bspw.
bzw.

CPD

DB

ELAK
etc.
EUR

FDB:FIS
(f)f.
FMM

G(es)mbH
GZ

HV-SAP

i.d.(g.)F.
IKS

IKT
inkl.

Absatz
Allgemeinbildende héhere Schulen

Buchhaltungsagentur des Bundes

Bundeshaushaltsgesetz 2013

Bundeshaushaltsverordnung 2013

Bundeskanzleramt

Bundesministerium fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
Bundesministerium fir Bildung

Bundesministerium fir Finanzen

Bundesministerium fuir Familien und Jugend
Bundesministerium fir Justiz

Bundesministerium fiir Landesverteidigung und Sport
Bundesministerium fiir Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
Bundesrechenzentrum GmbH

beispielsweise

beziehungsweise

Conto—pro—Diverse

Datenbank

Elektronischer Akt
et cetera
Euro

Forderdatenbank und Férderinformationssystem
folgend(e) (Seite, Seiten)
Fordermittelmanagement

Gesellschaft mit beschrankter Haftung
Geschaftszahl

Haushaltsverrechnung—SAP

in der (geltenden) Fassung

Internes Kontrollsystem

Informations— und Kommunikationstechnologie
inklusive

Informationstechnologie
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KOGS

lit.

Mio.
Mrd.

P—Register
RH

RHG 1948
SEPA

SFTP

TZ

uG
uv

vgl.
V)

z.B.
ZMR
ZPR

Kostenbeitrage zu ganztagigen Schulformen

litera (Buchstabe)

Million(en)
Milliarde(n)

Pflegschaftsregister

Rechnungshof
Rechnungshofgesetz 1948

Seite
Single European Payment Area
Secure File Transfer Protocol

Textzahl(en)

Untergliederung
Unterhaltsvorschuss

vergleiche
Verfahrensautomation Justiz

Ziffer

zum Beispiel

Zentrales Melderegister
Zentrales Personenregister
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Glossar

Data—Warehouse

Obligo

Rechnerclient

SAP—Client

Vorsystem

Datenbank, in der relevante Daten aus mehreren Datenquellen zu einem
gemeinsamen, konsistenten Datenbestand zusammengefiihrt werden.

Das Obligo umfasst sowohl buchhalterisch bereits erfasste Verbindlichkeiten (z.B.
durch erhaltene, aber noch nicht bezahlte Rechnungen) als auch alle zukiinftigen
Zahlungsverpflichtungen (z.B. auf Grund vertraglicher Vereinbarungen).

Hardwareplattform, die in einem Netzwerk mit einem Server (Zentralrechner)
kommuniziert.

Netzwerkanwendung, die mittels Bildschirmdarstellung die Benutzerinteraktion
bzw. den Zugriff auf eines oder mehrere SAP—Systeme ermdglicht.

Automationsunterstitztes Verfahren zur Besorgung von Aufgaben der
Haushaltsfiihrung, das Daten fiir die Haushaltsverrechnung generiert und/oder tGber
eine technische Schnittstelle direkt in HV—SAP Gibergibt (z.B. Datenbankanwendungen,
Verfahrensanwendungen zur Abwicklung von Férderungen etc.).
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Wirkungsbereich des Bundeskanzleramts sowie der
Bundesministerien fir Justiz, Landesverteidigung und Sport,
Finanzen, Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Bildung und
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und der
Buchhaltungsagentur des Bundes

Vorsysteme zur Haushaltsverrechnung des Bundes

Kurzfassung

Der RH Uberprifte von Janner bis Marz 2017 —im Rahmen der Priifung der Ab-
schlussrechnungen des Bundes 2016 — Vorsysteme zur Haushaltsverrechnung. Er
bezog in diese Priifung das fiir den Betrieb von HV-SAP zustandige BMF sowie Vor-
systeme im BKA, BMASK, BMB, BMJ, BMLVS und BMWFW ein. In der Haushaltsver-
rechnung des Bundes gab es eine Vielzahl an Vorsystemen, die der verwendeten
Buchhaltungssoftware (HV-SAP) vorgelagert und Uber Schnittstellen direkt ange-
bunden waren. Daraus ergaben sich aus Sicht des RH Risiken. Der RH {iberpriifte die
Vorsysteme mit dem Ziel, die Gebarungssicherheit bei den eingerichteten Vorsyste-
men sowie die Vollstandigkeit des tGbermittelten Buchungsstoffes (inkl. allfalliger
Beleggrundlage) auf Grund von festgelegten Kriterien zu beurteilen. (TZ 1)

Das BMF verfiigte Uber keine systematische und vollstandige Aufstellung der ver-
wendeten Vorsysteme: Die Buchhaltungsagentur der Bundes ging von 150 Vorsys-
temen aus, das Bundesrechenzentrum von 36 und das BMF selbst von 89. Ferner
war nicht ausgeschlossen, dass Datenlieferungen von — den rechtlichen Vorgaben
nicht entsprechenden — Vorsystemen in die Haushaltsverrechnung erfolgten. (TZ 6)

Der RH wihlte fiir seine Uberpriifung insgesamt acht Vorsysteme aus und defi-
nierte finf Risikofelder, nach denen er diese beurteilte: Ob die haushaltsrechtli-
chen Grundlagen (insbesondere eine Aufgabenuntersuchung und eine Verfahrens-
vorschrift) vorlagen, das Vier—Augen—Prinzip (als ein zentrales Element des Internen
Kontrollsystems) technisch abgesichert war, das Vorsystem an 6ffentliche Register
(wie das Zentrale Melderegister) angebunden bzw. mit dem Stammdatenmanage-
ment aus HV-SAP verkniipft war sowie ob die Ubergabe der Beleggrundlage an
HV—SAP erfolgte. (TZ 1, TZ 7)
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Alle Uberpriften Vorsysteme waren in der Lage, das Vier—Augen—Prinzip sicherzu-
stellen. Aber nur ein Vorsystem, namlich jenes mit der Bezeichnung , ABK“ im
BMLVS, erfillte alle flinf vom RH ausgewahlten Kriterien und kann somit als Best
Practice in Bezug auf die Umsetzung eines Verfahrens zur Abwicklung der Haus-
haltsfihrung auRerhalb von HV-SAP bezeichnet werden. (TZ 8, TZ 18)

Durch die fehlende Anbindung der meisten untersuchten Vorsysteme an die offent-
lichen Register bzw. das Stammdatenmanagement in HV-SAP waren wesentliche
Aspekte der Qualitatssicherung nicht gewahrleistet und die Nachvollziehbarkeit
der Verrechnung in HV-SAP erschwert oder unmaglich. Dariiber hinaus fehlten bei
den meisten Vorsystemen die gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensvorschrift
und/oder eine Aufgabenuntersuchung. Dessen ungeachtet ermdglichte das BMF
deren Betrieb durch die Einrichtung direkter Schnittstellen zu HV-SAP. (TZ 18)

Der RH empfahl den tberpriften Stellen, verwendete Vorsysteme, die nicht mehr
dem Stand der Technik entsprechen, einer Evaluierung zu unterziehen. Vorsysteme,
die weder an 6ffentliche Register noch an die Stammdatenverwaltung von HV-SAP
angebunden sind, sollten nach Abwagung von Kosten— und Nutzenaspekten durch
ein einheitliches, leistungsfahiges und den geltenden haushaltsrechtlichen Vor-
schriften entsprechendes Verfahren abgelost werden. Dadurch kénnte die Vielzahl
an Vorsystemen reduziert und die Qualitat der an HV-SAP lbergebenen Daten er-
hoht werden. Dem BMF empfahl der RH, eine systematische und vollstdndige Liste
aller Vorsysteme zu erstellen sowie den Betrieb und einen automatisierten Daten-
austausch nur flr jene Systeme zu ermdglichen, die alle rechtlichen Voraussetzun-
gen erfillen. (TZ 19)

Prifungsablauf und —gegenstand

1 (1) Der RH Uberprifte im Rahmen der Priifung der Abschlussrechnungen des Bun-
des 2016 gemal §9 Rechnungshofgesetz 1948 (RHG 1948) von Janner bis
Marz 2017 ausgewadhlte Vorsysteme zu HV-SAP. Er bezog in diese Priifung das fur
den Betrieb von HV-SAP zustandige BMF sowie Vorsysteme im BKA, BMASK, BMB,
BMJ, BMLVS und BMWFW ein.

Ziel der Prifung war die Beurteilung der Gebarungssicherheit bei den eingerichte-
ten Vorsystemen sowie die Vollstandigkeit des Gibermittelten Buchungsstoffes (inkl.
allfalliger Beleggrundlage') auf Grund von festgelegten Kriterien.

Dabei handelt es sich bspw. um Rechnungen sowie um alle Informationen, die fiir die Verbuchung erforder-
lich sind.
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(2) Im Bereich der Haushaltsverrechnung des Bundes kam eine Vielzahl an Syste-
men (Vorsysteme) zum Einsatz, die der eingesetzten Buchhaltungssoftware (HV-
SAP) vorgelagert waren und Geschaftsfille Gber eine Schnittstelle direkt in HV-SAP
libergaben. Vorsysteme waren nicht unmittelbar in die Kontrollroutinen des Inter-
nen Kontrollsystems (IKS) der Haushaltsverrechnung in HV-SAP eingebunden, dar-
Uber hinaus kam es zu Erschwernissen bei der Prifung der Geschéftsfalle. Dies
flihrte aus Sicht der Gebarungskontrolle zu Risiken, insbesondere durch

den Entfall der haushaltsrechtlich vorgesehenen Kontrollen im Gebarungsvoll-
zug durch die Buchhaltungsagentur des Bundes (BHAG),

- die Auszahlungen aus Bundesmitteln ohne zusatzliche Kontrolle durch die
BHAG, z.B. direkt iber die Auszahlungsdrehscheibe des Bundes bei der Bundes-
rechenzentrum GmbH (BRZ GmbH),

- die eingeschrankte Nachvollziehbarkeit der Geschaftsfalle in HV-SAP wegen der
dort fehlenden Beleggrundlagen und folglich, dass

- Geschaftsfallprifungen nur beim jeweiligen haushaltsleitenden Organ unter Zu-
griff auf Vorsysteme mit erhohtem Aufwand moglich waren.

Der RH erhob in einem ersten Schritt die Anzahl der Vorsysteme, die (iber eine
Schnittstelle an HV—SAP angebunden waren. In einem zweiten Schritt wurden die
bekannt gegebenen Vorsysteme nach ihrer Gebarungsrelevanz gereiht und daraus
die Auswahl der zu prifenden Vorsysteme getroffen. Die ausgewahlten Vorsysteme
analysierte der RH im Rahmen einer Priifung vor Ort und durch Beurteilung der zur
Verfligung gestellten Unterlagen und Dokumentationen nach folgenden Kriterien:

Vorliegen der haushaltsrechtlichen Grundlagen?,

- technische Absicherung des Vier—Augen—Prinzips (als ein zentrales Element des
IKS),

- Anbindung an o6ffentliche Register,

- Verknlpfung mit dem Stammdatenmanagement aus HV—SAP,

Ubergabe der Beleggrundlage in HV-SAP.

Nicht von der Priifung umfasst war eine Beurteilung der einzelnen Geschaftsfalle
selbst.

2 insbesondere das Vorhandensein einer Aufgabenuntersuchung und einer Verfahrensvorschrift
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Zu dem im April 2017 tGbermittelten Priifungsergebnis nahmen die gepriften Stel-
len im Mai 2017 Stellung. Das BMLVS nahm das Priifungsergebnis zur Kenntnis.

Der RH erstattete seine Gegenaullerung im Juni 2017.

Haushaltsrechtliche Grundlagen

Allgemeines

Das Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013) sah ebenso wie dessen Vorgdngerbe-
stimmung (BHG 1986) vor, dass sich Organe des Bundes zur Besorgung von Aufga-
ben der Haushaltsflihrung automationsunterstitzter Verfahren bedienen durften.
Die Bestimmung des § 103 BHG 2013 wurde im Vergleich zur entsprechenden Vor-
gangerbestimmung dahingehend erweitert, dass sich die Organe des Bundes
grundsatzlich der vom Bundesminister fir Finanzen bereitgestellten IKT-L6sungen
und IT-Verfahren fiir das Haushalts— und Rechnungswesen des Bundes zu bedie-
nen hatten.

GemaR § 104 BHG 2013 war fir derartige Verfahren unter anderem sicherzustel-
len, dass

- ausschliefllich dokumentierte, freigegebene und giiltige Programme verwendet
wurden,

- die Richtigkeit und Vollstéandigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe, Daten-
speicherung und Datenausgabe durch Kontrollen gewahrleistet war,

- in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden konnte und

- Vorkehrungen gegen einen Verlust oder gegen jegliche unbefugte Veranderung
der gespeicherten Daten getroffen wurden.

Eine Anwendungsvoraussetzung war auch das Vorhandensein einer geeigneten
und umfassenden Dokumentation der Datenverarbeitung.

Aufgabenuntersuchung

Vor der Einfiihrung oder der wesentlichen Anderung automatisierter Verfahren zur
Besorgung von Aufgaben der Haushaltsfiihrung war in § 103 BHG 2013 vorgese-
hen, dass die Organe des Bundes eine Aufgabenuntersuchung durchzufiihren hat-
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ten, und dass diesbezliglich das Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Finan-
zen sowie dem RH herzustellen war (vgl. § 103 BHG 2013 bzw. § 76 BHG 1986).

Die auf Grundlage des BHG 2013 erlassene Bundeshaushaltsverordnung 2013
(BHV 2013) definierte den erforderlichen Inhalt und Umfang der Aufgabenuntersu-
chung. Diese hatte unter anderem Folgendes zu enthalten (vgl. §5 Abs. 4
BHV 2013):

Eine Beschreibung des Verfahrens und die Stellung innerhalb der Haushaltsfiih-
rung,

- Vorschlage fiir die verfahrensmaRige Verknipfung mit den bestehenden IT-An-
wendungen, insbesondere mit HV-SAP,

- eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, in der die voraussichtlichen Kosten und
der zu erwartende Nutzen darzustellen waren, und

- eine Beschreibung der Schnittstelle zu HV=SAP, in der auch die Kompatibilitat
mit dem HV—System nachzuweisen war.

Verfahrensvorschrift

4 Die BHV 2013 sah vor, dass jedes haushaltsleitende Organ fiir seinen Wirkungsbe-
reich im Einvernehmen mit der Bundesministerin bzw. dem Bundesminister fir Fi-
nanzen und dem RH Verfahrensvorschriften und Verfahrensanordnungen erlassen
konnte, die das Haushalts— und Rechnungswesen betrafen (vgl. § 2 BHV 2013).

GemadR § 5 BHV durften Anwendungen und Verfahren im Gebarungsvollzug nur
eingesetzt werden, wenn die organisatorischen Voraussetzungen (Verfahrensvor-
schrift) fir deren Einsatz gegeben und diese mit dem HV-System technisch kompa-
tibel waren.

Folglich hatte das zustandige haushaltsleitende Organ bei Einsatz eines Vorsystems
die erforderlichen Verfahrensvorschriften zu erlassen sowie fiir die Systemkompa-
tibilitat und fur die Dokumentation zu sorgen.
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Ausgangslage

Technische Schnittstelle zu HV-SAP

5.1

5.2

(1) Im Zuge der Uberpriifung analysierte der RH die technische Ausgestaltung der
automatisierten Einbringung von Datensatzen in HV-SAP. Nach Auskunft des BMF
sowie der BRZ GmbH gab es fiir die Ubergabe von Buchungsdaten an HV-SAP nur
eine technische Schnittstelle. Diese war im SAP-Standard ausgefiihrt und konnte
alle Buchungsvorginge abbilden, die auch manuell (iber den SAP—Client als
Schnittstelle zur manuellen Erfassung) durchgefiihrt werden konnten. Die Daten-
schnittstelle zur Verrechnung war nur flr eingehende Datensatze nutzbar, folglich
wurden keine Buchungsdaten aus HV—SAP an die Vorsysteme iibergeben. Bei Uber-
gabe der einzelnen Datenpakete erfolgte automatisiert die Ubermittlung einer Sta-
tusrickmeldung (,Verarbeitung OK“ oder ,Verarbeitung fehlerhaft”) an das Vorsys-
tem, eine unmittelbare Kommunikation von HV-SAP zum Vorsystem war jedoch
nicht moglich.

(2) Fir die Einbringung von Daten (iber die Schnittstelle in HV-SAP gab es grund-
satzlich zwei Ubertragungswege:

- Erfassung in Echtzeit Gber ein Web—Service oder

- (ber einen Rechnerclient (portal.at oder SFTP—Ubertragung) durch Bereitstel-
lung eines Datensatzes.

Die durch den RH iiberpriiften Vorsysteme nutzten ausschlieRlich die Ubertragung
von Daten Uber einen Rechnerclient.

Fiir die technische Struktur der Daten war der Ubertragungsweg an sich unerheb-
lich, der Datensatz war immer ident aufgebaut. Die (iber den Rechnerclient bereit-
gestellten Daten wurden automatisiert verarbeitet, manuelle Eingriffe in die Verar-
beitung waren nicht moglich.

(3) Jeder Datensatz, der aus einem angebundenen Vorsystem Uber die Schnittstelle
an HV-SAP Ubergeben wurde, war zur ldentifikation des jeweiligen Vorsystems mit
einem aus einer Buchstabenfolge bestehenden Merkmal (Schnittstellen—Kdirzel)
versehen. Nach Auskunft der BRZ GmbH gab es 25 Schnittstellen—Kiirzel, Gber die
aber 36 Vorsysteme Daten (iber die Schnittstelle in HV=SAP einliefern konnten.

(1) Der RH erachtete die technische Ausgestaltung der Datenerfassung lber die
Schnittstelle in HV—SAP aus folgenden Griinden als ausreichend gesichert, um eine
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5.3

5.4

ordnungsgemalie Verarbeitung der aus den Vorsystemen angelieferten Datensatze
zu gewabhrleisten:

Es war nur eine einzige technische Schnittstelle zu HV—SAP nutzbar.

- Die Datenlibertragung erfolgte nur Uber gesicherte Verbindungen (portal.at
oder SFTP).

- Die Verarbeitung der Datensatze war vollstandig automatisiert.

- Manuelle Eingriffe bei der Datenverarbeitung an der Schnittstelle waren nicht
moglich.

- Eine allfdllige fehlerhafte oder unvollstdndige Verarbeitung der Gbermittelten
Datensatze war durch die einheitliche Datenstruktur sowie durch die automati-
sierte Ubermittlung einer Statusriickmeldung ausgeschlossen.

(2) Der RH stellte kritisch fest, dass es nicht fiir jedes liber die Schnittstelle ange-
bundene Vorsystem ein eigenes Schnittstellenkiirzel gab. Dadurch war es nicht ein-
deutig nachvollziehbar, welche Daten aus welchem Vorsystem an HV-SAP geliefert
wurden.

Der RH empfahl dem BMF, eine eindeutige Zuordnung der Uber die Schnittstelle
automatisiert in HV=SAP Gbernommenen Buchungen zum jeweiligen Vorsystem
sicherzustellen.

Das BMF teilte dazu mit, es wiirde sicherstellen, dass eine eindeutige Zuordnung
der Uber die Schnittstelle automatisiert in HV-SAP (ibernommenen Buchungen
zum jeweiligen Vorsystem dokumentiert sei.

Der RH entgegnete dem BMF, dass es in HV=SAP nicht mdglich war, die automati-
siert aus Vorsystemen tibernommenen Buchungen eindeutig dem jeweiligen Vor-
system zuzuordnen, zumal die Anzahl der Schnittstellenkirzel geringer war als die
Anzahl der angebundenen Vorsysteme.

Anzahl der Vorsysteme in der Haushaltsverrechnung

6.1

Der RH ersuchte das BMF und die BHAG um Ubermittlung einer Ubersicht der im
Finanzjahr 2016 in Verwendung stehenden Verfahren im Bereich der Haushaltsver-
rechnung, die Gber eine automationsunterstitzte Schnittstelle zu HV-SAP verfiig-
ten. Die Abteilung V/3 des BMF, die flr den Betrieb der Haushaltsverrechnung ver-
antwortlich war, libergab eine Auflistung Uber 89 bestehende Vorsysteme, die
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6.2

6.3

BHAG eine tiber 150 und die BRZ GmbH eine tiber 36 Vorsysteme (siehe TZ 5). Die
Auflistung der BHAG umfasste aber nicht nur Vorsysteme, die automatisiert Daten
in HV-SAP Ubergaben, sondern auch andere Anwendungen, die Buchungsdaten
generierten, die aber durch das haushaltsleitende Organ manuell in HV-SAP erfasst
wurden.

Der RH stellte fest, dass die BRZ GmbH, das BMF und die BHAG jeweils von einer
unterschiedlichen Anzahl an bestehenden Vorsystemen mit Schnittstellen zu HV—
SAP ausgingen. Dementsprechend gab es keine systematischen Aufzeichnungen
Uber die Vorsysteme mit (und ohne) Schnittstelle zu HV-SAP, zumal die dem RH
Ubermittelten Listen an Vorsystemen nicht homogen und auch nicht vollstdndig
waren. Der RH kritisierte gegeniiber dem BMF, dass es als verantwortliches Ressort
fiir den Betrieb von HV-SAP keinen vollstindigen Uberblick tiber die Vorsysteme
und Schnittstellen zu HV—SAP hatte. Somit war aus Sicht des RH nicht sichergestellt,
dass sowohl die rechtlichen (vgl. TZ 2) als auch die technischen Voraussetzungen
fiir den Betrieb der Vorsysteme und die Benutzung der Schnittstelle erfiillt waren.

Der RH empfahl dem BMF und der BRZ GmbH, gemeinsam eine systematische und
vollstandige Liste aller Anwendungen zu erstellen, die (iber eine automatisierte
Schnittstelle zu HV—SAP verfligen, sowie (iber alle Vorsysteme, die Daten im Vorfeld
zur manuellen Erfassung in HV=SAP zur Verfligung stellen. Durch die dadurch er-
zielte Transparenz kénnte sichergestellt werden, dass die Vorsysteme den rechtli-
chen Vorgaben entsprechen und keine Datenlieferungen von —den rechtlichen
Vorgaben nicht entsprechenden — Vorsystemen Uber die Schnittstelle in HV-SAP
erfolgen. Die Liste der Vorsysteme ware durch das BMF und die BRZ GmbH laufend
abzustimmen und zu aktualisieren sowie dem RH zu Ubermitteln.

Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es gemeinsam mit der BRZ GmbH
eine Liste der Schnittstellen erarbeiten werde.

Auf Grundlage der vom BMF, als das fiir das Verfahren der Haushaltsverrechnung
verantwortliche Ressort, Gibermittelten Liste an Vorsystemen mit einer Schnittstelle
zu HV-SAP fiihrte der RH eine Analyse der Systemlandschaft durch. Dabei wurden
jene Verfahren, die das BMF selbst einsetzte, ausgeschieden (Applikationen aus
dem Bereich Steuer— und Zollverwaltung, Vorsysteme aus dem SAP-Systemum-
feld), weil diese vom RH bereits geprift wurden® bzw. wegen ihrer Komplexitat
gesondert einer Priifung unterzogen werden. Anschlieend unterteilte der RH die
Vorsysteme nach solchen, die Auszahlungen bzw. Einzahlungen verwalteten.

vgl. z.B. Bundesrechnungsabschluss 2013, Textteil Band 2: Priifung der Personalverrechnung des Bundes
gemaR § 9 RHG 1948, Bundesrechnungsabschluss 2014, Textteil Band 3: Uberpriifung des Prozesses Abga-
beneinhebung gemaR § 9 RHG 1948
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Der RH wahlte sechs Systeme, die Auszahlungen verwalteten, und zwei Systeme,
die Einzahlungen verwalteten, zur Uberpriifung aus. AbschlieBend erfolgte eine
Reihung der Vorsysteme nach den jeweils verrechneten Gebarungsvolumina. Dar-
aus ergaben sich folgende, fir die gegenstandliche Priifung relevante Vorsysteme:

Tabelle 1: Uberpriifte Vorsysteme mit Schnittstelle zu HV-SAP

Vorsystem Untergliederung Gebarungsvolumen 2016 TZ-Verweis

in EUR

Auszahlungen

ABK UG 14 Militarische Angelegenheiten und 190.242.444,18 TZ8
Sport
Unterhaltsvorschisse UG 13 Justiz; UG 25 Familie und Jugend 256.407.164,62 TZ29,TZ 10
Renten UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 325.649.068,01 T211,7T212,7T213
Forder—DB Bildung UG 30 Bildung 81.392.720,17 TZ14
Forder-DB Wissenschaft UG 31 Wissenschaft und Forschung 401.359.464,50 TZ14
KunstDat UG 32 Kunst und Kultur 100.218.609,70 TZ15

Einzahlungen

Kostenbeitrage zu ganz- UG 30 Bildung 4.470.198,55 TZ 16

tagigen Schulformen

BA fur Eich— und Vermes- UG 40 Wirtschaft 13.045.718,95 TZ217

sungswesen Webshop

Quelle: BMF

Uberpriifte Vorsysteme
ABK, UG 14 Militarische Angelegenheiten und Sport
8.1 (1) In der UG 14 Militérische Angelegenheiten und Sport stand ein Vorsystem mit

der Bezeichnung ,,ABK" in Verwendung. Dabei handelte es sich um eine Projektsys-
tem—Software zur Abwicklung von Bauvorhaben und zur Gebdudebewirtschaftung.
Die Abbildung der Geschiaftsfille erfolgte nach Projekten. Im System waren begin-
nend mit der Planung samtliche Phasen der Projektumsetzung bis hin zur Abrech-
nung und anschliefenden Bewirtschaftung abgebildet. Die Durchfiihrung von Frei-
gaben und Genehmigungen war im gesamten Prozess durch ein technisch
implementiertes Vier-Augen—System abgesichert. Die Vergabe von Berechtigun-
gen erfolgte durch ein Rollen— und Berechtigungskonzept. Es war zwar moglich,
dass einzelne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehrere Rollen innehatten, tech-
nische Sperren auf Grundlage der Personenzuordnung verhinderten jedoch ein
Umgehen des Vier—Augen—Prinzips. Dariliber hinaus wurde jeder Prozessschritt in
ABK in einem separat gefihrten Logfile auswertbar dokumentiert.
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(2) Das Vorsystem ABK fiihrte fiir das Stammdatenmanagement téglich einen auto-
matisierten Datenabgleich mit den Stammdaten in HV-SAP durch. Bei Anlage eines
Projekts im Planungsstadium wurde durch ABK Uber die Schnittstelle eine Obligo-
buchung in HV=SAP angestoRen. Es war nicht moglich, ein Projekt ohne Mittelbin-
dungsnummer (aus HV-SAP) freizugeben. Im Zuge der Projektabwicklung einge-
hende e—-Rechnungen wurden aus HV-SAP importiert und der Genehmigungsweg
der Rechnung in ABK dokumentiert (Bestatigung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit). Daraufhin erfolgte die Ubermittlung der Rechnung inklusive aller Bei-
lagen als vorerfasster Beleg Uber die Schnittstelle in HV-SAP. Durch diese techni-
sche Umsetzung war gewahrleistet, dass in HV—SAP jeder Einzelverrechnungsbeleg
aus ABK verfligbar und unmittelbar nachprifbar war.

(3) Fir das Vorsystem ABK wurden durch die UG 14 Militdrische Angelegenheiten
und Sport im Jahr 2013 eine den Vorschriften des BHG 2013 und der BHV 2013
entsprechende Aufgabenuntersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift vorgelegt.
Diese beinhaltete insbesondere auch eine umfassende Risikoanalyse und ein dar-
auf aufbauendes IKS—Konzept fiir ABK. Entsprechend den haushaltsrechtlichen Vor-
schriften erfolgte eine Freigabe der Applikation durch das BMF im Einvernehmen
mit dem RH.

(4) Zusammengefasst wies das gegenstandliche Vorsystem folgende Merkmale auf:

- Die Abbildung von sachlich zusammenhangenden Gebarungsfillen in einer pro-
jektbasierten Struktur ermoglichte eine umfassende Nachvollziehbarkeit von
Verrechnungsvorgangen.

- Das implementierte Rollen— und Berechtigungskonzept samt der dazu umge-
setzten technischen Sperren sicherten das Vier—Augen—Prinzip im gesamten
Verfahren.

— Der auf mehreren Ebenen implementierte Datenaustausch zwischen ABK und
HV-SAP gewahrleistete die Richtigkeit und Nachvollziehbarkeit wesentlicher

Verrechnungsinhalte, wie

¢ die Verwendung des Geschéftspartnermodells aus HV—SAP (womit die An-
bindung an die 6ffentlichen Register sichergestellt war),

¢ die automatisierte Verbuchung von Obligos,

¢ die automatisierte Ubertragung von e—Rechnungen,
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8.2

e die Ubertragung der Gebarungsfille auf Einzelpositionsebene und
e die Bereitstellung der vollstandigen Beleggrundlage in HV-SAP.

(5) Die Erfullung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen war durch das Vorliegen
einer Aufgabenuntersuchung insbesondere unter Zugrundelegung einer umfassen-
den Risikoanalyse gegeben.

Auf Grundlage der angefiihrten Funktionalitdten und Eigenschaften des Vorsystems
ABK beurteilte der RH dieses als Best Practice in Bezug auf die Umsetzung eines
Verfahrens zur Abwicklung der Haushaltsfiihrung auBerhalb von HV-SAP.

Verfahren Unterhaltsvorschuss, UG 13 Justiz

10.1

(1) Die Abwicklung der Verfahren zur Gewahrung von Unterhaltsvorschissen er-
folgte im Wirkungsbereich der UG 13 Justiz. Die budgetdren Mittel zur Finanzierung
des Unterhaltsvorschusses wurden vom Familienlastenausgleichsfonds bereitge-
stellt (vgl. § 39 Abs. 8 Familienlastenausgleichsgesetz), der in der UG 25 Familien
und Jugend verrechnet war.

(2) Das Unterhaltsvorschussverfahren fiihrte das jeweils ortlich zustandige Pfleg-
schaftsgericht im auBerstreitigen Verfahren durch. Fiir die automationsunterstiitzte
Abwicklung stand die Applikation ,Verfahrensautomation Justiz“ (VJ) zur Verfi-

gung.

Die Applikation VJ, bei der es sich um kein Vorsystem handelte, sowie die IKS—Mal3-
nahmen im Unterhalts— bzw. im Unterhaltsvorschussverfahren waren nicht Gegen-
stand dieser Priifung.

(3) Das zustandige Oberlandesgericht zahlte die Unterhaltsvorschiisse aus. Da die
Unterhaltsschuldnerin bzw. der Unterhaltsschuldner zur Riickzahlung der von der
offentlichen Hand bevorschussten Betrdge verpflichtet ist, war es vom Standpunkt
der Haushaltsverrechnung erforderlich, sowohl die Aufzeichnung der zur Auszah-
lung gelangten Betradge als auch die Verrechnung der hereingebrachten Riickzah-
lungsbetrage sicherzustellen. Zur Verrechnung der Zahlungen im Unterhaltsvor-
schussverfahren setzten die Oberlandesgerichte die Applikation ,Verfahren
Unterhaltsvorschuss” (Verfahren UV) ein.

(1) Nach Abschluss eines Verfahrens zur Gewahrung eines Unterhaltsvorschusses
Gbermittelte das Pflegschaftsgericht den entsprechenden Beschluss sowie den zu-
grunde liegenden Unterhaltsbeschluss an das Oberlandesgericht zur weiteren Ver-
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anlassung. Die Ubermittlung der Beschliisse an die zustindigen Oberlandesgerichte
erfolgte grundsatzlich elektronisch Gber die VJ, in Einzelfallen Gber den Postweg.

Unabhingig von der Art der Ubermittlung erstellte das Oberlandesgericht seit 2016
in jedem Unterhaltsvorschussverfahren vor Erfassung des Falles manuelle Abfragen
aus dem Zentralen Melderegister (ZMR) fiir alle am Verfahren beteiligten Personen
(Eltern, anspruchsberechtigte Kinder). Die Abstimmung der Daten aus den Unter-
haltsvorschuss—Beschliissen mit jenen aus den ZMR—-Abfragen erfolgte manuell.

(2) Die Erfassung der Daten im Verfahren UV erfolgte grundsatzlich durch handi-
sche Eingabe auf Basis eines im Oberlandesgericht angelegten Papierakts. Dieser
beinhaltete insbesondere den Unterhaltsvorschuss—Beschluss, der entweder aus
der VJ ausgedruckt war oder auf dem Postweg eingelangt war.

(3) Die handische Eingabe war insofern erleichtert, als vom Verfahren VJ tber eine
Schnittstelle automatisch die Personendaten der zu bearbeitenden Unterhaltsvor-
schuss—Beschliisse im sogenannten , P—Register” (,,Pflegschaftsregister”) dem Ver-
fahren UV zur Verfligung gestellt waren. Die Bearbeiterin oder der Bearbeiter
konnte damit die bendtigten Personendaten aus dem ,P—Register” ibernehmen,
wodurch die manuelle Eingabe wegfiel. Die Nutzung dieser Funktion war aber nicht
zwingend vorgesehen.

(4) Bei der Eingabe musste auch die Aktenzahl des Unterhaltsvorschuss—Beschlus-
ses handisch eingetragen werden. Durch diese Eingabe wurde im Verfahren UV
eine eindeutig zuordenbare Prifziffer angezeigt. Die Sachbearbeiterin oder der
Sachbearbeiter musste die Prufziffer mit der am Ausdruck des Unterhaltsvor-
schuss—Beschlusses abstimmen. Diese Priifziffer gelangte ebenfalls (iber die
Schnittstelle automatisiert aus der VJ in das Verfahren UV.

(5) Fir die Erfassung und Freigabe der Unterhaltsvorschuss—Betrdge im Verfah-
ren UV war ein Vier—Augen—Prinzip eingerichtet, das auch technisch abgesichert
war. Die Berechtigungen fiir dieses Verfahren waren iber ein Rollen— und Berech-
tigungskonzept festgelegt. Zusatzlich erfolgte Uber eine Supervisionsrolle eine
stichprobenweise Uberpriifung einzelner Geschiftsfille durch eine dritte Person.

(6) Das Verfahren UV generierte aus den Falldaten automatisch die Auszahlungs-
anordnungen. Diese teilten sich in einen Datensatz, der (iber die Schnittstelle an
HV-SAP (bermittelt wurde, und eine Zahlungsanordnung, die lber die Auszah-
lungsdrehscheibe bei der BRZ GmbH direkt die Auszahlung an die Leistungsemp-
fanger veranlasste. Eine Verrechnung von Obligos erfolgte nicht.
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10.2

Der an HV-SAP (ibermittelte Datensatz umfasste lediglich SaldengréRen, die in HV—
SAP auf Sammelverrechnungskonten ,Conto—pro—Diverse” (CPD) verrechnet wur-
den. Von den CPD—-Konten wurden die Salden manuell umgebucht. Durch die sal-
dierte Ubergabe waren im HV=SAP zu den Zahlungsfliissen keine Belege hinterlegt.

(7) Erfolgten Riickzahlungen durch Unterhaltsverpflichtete an das Oberlandesge-
richt, wurden jene Einzahlungen, die durch die Geschéaftszahl automatisiert zuge-
ordnet werden konnten, auch automatisch im Verfahren UV verbucht. In den Gbri-
gen Fallen mussten die Betrage manuell zugeordnet und verbucht werden. Die
verbuchten Riickzahlungen wurden ebenfalls Giber die Schnittstelle an HV-SAP
Ubergeben.

Durch die vollstandige Erfassung der Zahlungen und Riickzahlungen zur jeweils un-
terhaltsverpflichteten Person war im Verfahren UV das gesamte Debitorenmanage-
ment abgebildet. Da allerdings nicht die Geschaftspartner von HV-SAP zur Anwen-
dung kamen, waren die Debitoren in HV-SAP nicht abgebildet und dementsprechend
auch nicht nachvollziehbar.

(8) Das Verfahren UV verfligte zwar (iber eine Schnittstelle zum Insolvenz— und
Sterberegister, war aber an andere relevante Register nicht automatisiert angebun-
den.

Flr das Verfahren UV lag eine Verfahrensvorschrift aus dem Jahr 2000 vor, die da-
mals dem BMF und dem RH zugeleitet worden war. Eine Aufgabenuntersuchung
zum Verfahren UV gab es jedoch nicht. Ferner gab es eine Dokumentation Uber
durchgefiihrte Anderungen am Verfahren, das Einvernehmen mit dem BMF oder
dem RH wurde diesbeziiglich jedoch nicht hergestellt. Das BMJ konnte fiir das Ver-
fahren UV weder eine Risikoanalyse noch ein darauf basierendes IKS—Konzept vor-
legen.

(1) Der RH hielt fest, dass das BMJ bei der Abwicklung der Unterhaltsvorschiisse
zwei getrennte automatisierte Verfahren einsetzte (VJ, Verfahren UV). Der RH kriti-
sierte, dass die Ubernahme von in VJ erfassten Daten in das Verfahren UV teilweise
manuell erfolgen musste. Durch die manuelle Eingabe von Daten in das Verfah-
ren UV bestand nach Ansicht des RH ein erhdhtes Fehlerrisiko.

Dariiber hinaus wies der RH kritisch darauf hin, dass das Verfahren UV nicht an alle
relevanten 6ffentlichen Register angebunden war, bspw. mussten manuell Ausziige
aus dem ZMR angefertigt und abgestimmt werden.
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Angesichts des festgestellten Verbesserungsbedarfs empfahl der RH dem BMJ eine
grundlegende Evaluierung des Verfahrens UV. Dabei sollte sichergestellt werden,
dass alle verfahrensrelevanten Daten auf elektronischem Wege zur Verfligung ste-
hen. Weiters empfahl der RH, das Verfahren UV mittels Schnittstelle an die offent-
lichen Register (bspw. ZMR) anzubinden, um den Abgleich von Personendaten und
Personenstandsdaten im Rahmen dieses Vorsystems zu automatisieren. Dariiber
hinaus sollte geprift werden, inwieweit die beiden verwendeten Verfahren —VJ
und Verfahren UV — (iber eine vollautomatisierte Schnittstelle verbunden werden
kdnnen, um die manuelle Ubernahme bzw. manuelle Erfassung von Verfahrensda-
ten zu vermeiden.

(2) Der RH vermerkte zudem kritisch, dass das Verfahren UV nicht mit dem Stamm-
datenmanagement von HV-SAP verkniipft war und somit die Geschéaftspartner aus
HV-SAP nicht verwendet werden konnten. Dartiber hinaus merkte er an, dass die
Verrechnungsdaten nur saldiert an HV=SAP (ibergeben und in der Haushaltsver-
rechnung auf CPD—Konten verrechnet wurden. Damit konnten die einzelnen Unter-
haltsvorschusszahlungen in HV=SAP nicht nachvollzogen werden.

Der RH stellte auch fest, dass das Debitorenmanagement ausschlieflich im Verfah-
ren UV abgebildet war und in HV-SAP nicht nachvollzogen werden konnte.

Kritisch merkte der RH auch an, dass keine Verbuchung von Obligos erfolgte.

Der RH bemangelte das Fehlen einer Risikoanalyse sowie eines darauf aufbauen-
den IKS—Konzepts fiir das Verfahren UV.

Der RH kritisierte weiters, dass das Verfahren UV ohne die gesetzlich vorgesehene
Aufgabenuntersuchung sowie ohne Einvernehmensherstellung mit dem BMF und
dem RH in Verwendung stand. Dadurch war aus Sicht des RH nicht gewahrleistet,
dass das Verfahren alle im BHG 2013 und in der BHV 2013 vorgesehenen Voraus-
setzungen erflllt.

Der RH empfahl dem BMJ, das Verfahren UV mit dem Stammdatenmanagement
von HV-SAP zu verknipfen, um die Verwendung der dort hinterlegten Geschafts-
partner zu ermoglichen. Damit ware auch gewahrleistet, dass die Verrechnung in
HV-SAP nicht Gilber CPD—Konten erfolgt, sondern direkt auf den jeweiligen Debito-
renkonten, wodurch die Zahlungsstrome im Bereich Unterhaltsvorschiisse auch in
HV-SAP nachvollziehbar waren.

Weiters empfahl der RH, die zu leistenden Unterhaltsvorschiisse entsprechend den
haushaltsrechtlichen Bestimmungen als Obligo zu verrechnen.*

§ 90 BHG 2013 in Verbindung mit & 65 BHV 2013
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10.3

10.4

Dariber hinaus empfahl der RH dem BMJ, fiir das Verfahren UV eine Risikoanalyse
durchzufiihren, darauf aufbauend ein IKS—Konzept fiir dieses Verfahren zu entwi-
ckeln und erforderlichenfalls weitere IKS—Malinahmen zu implementieren.

Weiters empfahl der RH dem BMJ, fiir das Verfahren UV eine den gesetzlichen Vor-
gaben entsprechende Aufgabenuntersuchung vorzulegen, um die vorgesehene Ein-
vernehmensherstellung mit dem BMF und dem RH zu ermoglichen.

Das BMJ fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass das Verfahren UV mittelfristig
erneuert werden solle, wobei es Synergien mit dem Projekt Strategische Initiative
Justiz 3.0 geben werde (Einfiihrung des elektronischen Aktes in der Justiz). Der Fo-
kus lage aber kurzfristig nicht auf einer Ablose des Verfahrens UV, weil die budge-
taren Mittel dafiir derzeit nicht vorhanden seien.

Das ZMR sei Uber das Intranet der Justiz abrufbar. Eine Kosten—Nutzen—Analyse
habe ergeben, dass bis zur Ablése des Verfahrens UV keine Anderungen hinsicht-
lich automatisierter Schnittstellen vorgenommen werden sollten.

Beziiglich der manuellen Ubernahme bzw. Erfassung von Verfahrensdaten erklarte
das BMJ in seiner Stellungnahme, dass die Schnittstelle zwischen VJ und Verfah-
ren UV weitgehend automatisiert sei und die manuelle Prifung der Pflegschaftsda-
ten vor dem Hintergrund einer weiteren Qualitatssicherung erfolge.

Flr das BMJ sei der Nutzen einer Verknlipfung mit dem Stammdatenmanagement
von HV=SAP nicht nachvollziehbar, zumal die Auszahlungen aus dem Verfahren UV
nicht Gber HV-SAP erfolge.

Zur fehlenden Obligoverrechnung im Bereich Unterhaltsvorschiisse erklarte das
BMJ in seiner Stellungnahme, dass das Verfahren UV nur auf Bestandskonten ver-
buche und es dort keine Obligoverrechnung gebe.

Im Verfahren UV gebe es ein technisches Sechs—Augen—Prinzip, sowie zahlreiche
weitere interne automatisierte und manuelle Kontrollmechanismen und Qualitats-
prifungen.

Im Jahr 2000 habe es eine Einvernehmensherstellung beziiglich der Verfahrensvor-
schrift zum Verfahren UV gegeben.

Der RH begriifite die Initiative des BMJ zur mittelfristigen Erneuerung des Verfah-
rens UV und betonte die Wichtigkeit der Umsetzung seiner Empfehlungen im Rah-
men der Ablosung des Verfahrens UV.
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Bezliglich der Schnittstelle zwischen VJ und Verfahren UV fiihrte der RH ergdanzend
aus, dass bei durchgehend automatisierter Verarbeitung der Verfahrensdaten eine
zuséatzliche Qualitatssicherung nicht erforderlich ware.

Der RH stellte klar, dass die Verkniipfung mit dem Stammdatenmanagement von
HV—SAP dazu fiihrt, dass bundesweit ein einheitlicher, mit 6ffentlichen Registern
abgestimmter Stammdatenbestand in der Verrechnung zur Anwendung kommt.
Dadurch waren diesbeziigliche Qualitdtssicherungsmalinahmen der einzelnen
haushaltsleitenden Organe nicht mehr erforderlich.

Der RH stimmte dem BMJ zu, dass die Verrechnung der Unterhaltsvorschisse im
Rahmen der durchlaufenden Gebarung der UG 13, Justiz” nur auf Bestandskonten
erfolge, auf denen keine Oboligoverrechnung moglich war. Die Obligoverrechnung
ware aber in der finanziell betroffenen UG 25 ,,Familien und Jugend” durchzufih-
ren und misste dort ebenfalls durch das Verfahren UV erfolgen.

Der RH stellte fest, dass das BMJ auch im Rahmen der Stellungnahme fiir das Ver-
fahren UV weder eine Risikoanalyse noch ein darauf aufbauendes IKS—Konzept vor-
legen konnte. Die in der Stellungnahme ausgefiihrten und vom RH in der gegen-
standlichen Prifung auch gewirdigten KontrollmaBnahmen stellten zwar Teile
eines IKS dar, ein gesamthaftes und auf der Analyse von internen und externen Ri-
siken basierendes IKS—Konzept fehlte jedoch, weshalb der RH seine diesbezligliche
Kritik aufrecht hielt. Er empfahl neuerlich, bei Umsetzung des Projekts Strategische
Initiative Justiz 3.0 seine diesbeziiglichen Empfehlungen umzusetzen.

Der RH stellte klar, dass es fiir das Verfahren UV eine Verfahrensvorschrift gab, Giber
welche auch das Einvernehmen hergestellt wurde, eine Aufgabenuntersuchung
wurde jedoch nicht vorgelegt, weshalb der RH bei seiner Kritik verblieb.

Renten — Bezugsverfahren und Forderungen, UG 21 Soziales und
Konsumentenschutz

11

Das BMASK hatte das Vorsystem Renten nur bis 31. Dezember 2016 in Verwen-
dung; mit 1. Janner 2017 wurde dieses Vorsystem im Rahmen des Projekts ,Pro-
gramm fir fachspezifische IT-Losungen” (ProFIT) durch eine neue Systemland-
schaft ersetzt. Im Rahmen der gegenstandlichen Priifung analysierte und beurteilte
der RH daher diese neue Systemlandschaft.

In der bisher verwendeten Applikation Renten wickelte das BMASK zum einen mo-
natliche Zahlungen an Bezugsberechtigte (Ausgleichstaxen, Pramien und Leistun-
gen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz, Kriegsgefangenenentschadigungsge-
setz, Verbrechensopfergesetz, Opferfiirsorgegesetz und Bundespflegegeldgesetz)
und zum anderen Einmalzahlungen, Zuschiisse und Forderungen ab.
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12.1

Diese Auszahlungsbereiche werden nunmehr ab 2017 in zwei getrennten Applika-
tionen verwaltet:

- Fachanwendung Bezugsverfahren und
- Fachanwendung Férderungen.

Beide Applikationen griffen auf eine eigens gefiihrte, an das ZMR und das Unter-
nehmensserviceportal angebundene zentrale Stammdatenverwaltung (,,Kontakte)
zu. Eine Anbindung an das Zentrale Personenstandsregister (ZPR) war in Planung.
Ferner fand im Bereich der Férderungen eine Abstimmung zwischen der Stammda-
tenverwaltung und den Geschéftspartnern in HV—SAP statt.

(1) In der Fachanwendung Bezugsverfahren wurde das Anspruchsverfahren als sol-
ches abgewickelt, aus dem sich, auf Basis der in der Applikation hinterlegten ge-
setzlichen Grundlagen, die Zahlungsverpflichtung ableitete. Die fiir die Auszahlun-
gen relevanten Daten wurden (ber die Schnittstelle in HV=SAP verbucht und Gber
die Auszahlungsdrehscheibe bei der BRZ GmbH zur Anweisung gebracht. Fir die
bestehenden Leistungsanspriiche erfolgte monatlich automatisiert die Verbuchung
des Obligos.

Durch die Verwendung der zentral gefiihrten Stammdaten, die auch an die entspre-
chenden 6ffentlichen Register angebunden waren, war insoweit die Richtigkeit der
Daten im Verfahren gewahrleistet.

Bei der Durchfiihrung der monatlichen Rentenauszahlungen erfolgte die Ubergabe
der Daten an HV-SAP in saldierter Form, einzelfallbezogene Verrechnungen wur-
den auf Einzelbuchungsebene taglich an HV-SAP (ibergeben. Eine vollstindige
Nachvollziehbarkeit der Verrechnungsfalle in HV—SAP war nicht moglich, sollte aber
nach Auskunft des Ressorts ab dem zweiten Halbjahr 2017 durch ein Data—
Warehouse sichergestellt werden.

(2) Die Verfahrensschritte in der Fachanwendung Bezugsverfahren waren mittels
eines durchgiangigen Vier—Augen—Prinzips sowie einer stichprobeweisen Supervi-
sion (Sechs—Augen—Prinzip) abgesichert; die relevanten Verfahrensdaten wurden
—soweit moglich — aus der Stammdatenverwaltung Gbernommen. Ein manueller
Eingriff in die Verrechnungsschnittstelle war nicht moglich.

(3) Fur die Fachanwendung Bezugsverfahren erfolgte mit dem RH weder fiir die
Aufgabenuntersuchung noch die Verfahrensvorschrift eine Einvernehmensherstel-
lung.
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12.2

12.3

13.1

13.2

Der RH beurteilte die technische Umsetzung der seit Beginn des Jahres 2017 in
Verwendung stehenden Fachanwendungen auf Grund des modularen Aufbaus po-
sitiv.

Die fur die monatlichen Zahlungen noch nicht vorhandene Maoglichkeit zur Priifung
der Auszahlungen auf Einzelfallebene sah der RH kritisch und begriiSte daher die in
Aussicht gestellte Einrichtung eines Data—Warehouse.

Der RH kritisierte das BMASK, weil es dem RH fiir die Fachanwendung Bezugsver-
fahren weder eine Aufgabenuntersuchung noch eine Verfahrensvorschrift zur Ein-
vernehmensherstellung zugeleitet hatte. Dadurch waren die rechtlichen Vorausset-
zungen fir den Betrieb des Vorsystems nicht gegeben.

Der RH empfahl dem BMASK, dem RH fiir die Fachanwendung Bezugsverfahren
eine den gesetzlichen Vorgaben entsprechende Aufgabenuntersuchung sowie eine
Verfahrensvorschrift zur Einvernehmensherstellung vorzulegen.

Das BMASK fiihrte in der Stellungnahme aus, dass sowohl die Aufgabenuntersu-
chung als auch die Verfahrensvorschrift fiir die Fachanwendung Bezugsverfahren
derzeit in Abstimmung mit dem BMF seien.

Flr die Abwicklung der Einmalzahlungen, Zuschiisse und Férderungen war die Fa-
chanwendung Forderungen vorgesehen, die durch eine Schnittstelle an das SAP—
Modul Férdermittelmanagement (FMM) angebunden war. Auch die Fachanwen-
dung Foérderungen griff auf die zentrale Stammdatenverwaltung (von ProFIT) zu.
Die Stammdaten wurden mittels FMM als Schnittstelle mit den Geschaftspartnern
von HV—SAP abgeglichen. Die Verrechnung erfolgte durch Einzelverbuchungen, wo-
bei auch die Beleggrundlage an HV-SAP (ibergeben wurde.

Die Verbuchung der Obligos war automatisiert.

Die Applikation FMM stellte das BMF zur Verfligung. Diese Applikation war aller-
dings, wie in TZ 7 ausgefiihrt, nicht Gegenstand dieser Prifung. Weder fir die
Fachanwendung Férderungen noch fiir FMM existierte eine Aufgabenuntersuchung
oder eine Verfahrensvorschrift.

Der RH stellte kritisch fest, dass das BMASK fiir die Fachanwendung Forderungen
weder eine Aufgabenuntersuchung noch eine Verfahrensvorschrift zur Einverneh-
mensherstellung vorgelegt hatte. Der RH kritisierte auch, dass fir das durch das
BMF betriebene Vorsystem FMM keine den gesetzlichen Vorgaben entsprechende
Aufgabenuntersuchung und keine Verfahrensvorschrift vorlag.
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13.3

Der RH empfahl dem BMASK, fiir die Fachanwendung Férderungen eine den ge-
setzlichen Vorgaben entsprechende Verfahrensvorschrift sowie eine Aufgabenun-
tersuchung vorzulegen, um die vorgesehene Einvernehmensherstellung mit dem
BMF und dem RH zu ermoglichen.

Der RH empfahl dem BMF, dem RH eine Aufgabenuntersuchung sowie eine Verfah-
rensvorschrift zum Vorsystem FMM vorzulegen, um die gesetzlich vorgesehene Ein-
vernehmensherstellung zu ermdoglichen.

Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass die Aufgabenuntersuchung und
die Verfahrensvorschrift zum Vorsystem FMM demnéachst dem RH Gbermittelt wiir-
den®.

Das BMASK fiihrte in der Stellungnahme aus, dass sowohl die Aufgabenuntersu-
chung als auch die Verfahrensvorschrift fiir die Fachanwendung Forderung derzeit
in Abstimmung mit dem BMF seien.

Forder—Datenbank Bildung, UG 30 Bildung
Forder—-Datenbank Wissenschaft, UG 31 Wissenschaft und Forschung

14.1

5

(1) In der UG 30 Bildung und der UG 31 Wissenschaft und Forschung wurde zur
Verrechnung von Forderungen die Applikation Forderdatenbank und Foérderinfor-
mationssystem (FDB:FIS) verwendet. FDB:FIS bildete unter anderem die Zahlungs-
strome der Forderungen ab und belieferte die Schnittstelle zu HV-SAP mit den Bu-
chungsdaten. Die Abwicklung der Forderfdlle als solche erfolgte Uber den
elektronischen Akt (ELAK), wo auch die Unterlagen zum jeweiligen Geschaftsfall
abgelegt waren. Die Verfahrensdaten mussten manuell vom ELAK in FDB:FIS (iber-
tragen werden.

(2) FDB:FIS war nicht an 6ffentliche Register (z.B. ZMR, ZPR) angebunden, auch eine
Verknilipfung zum Stammdatenmanagement in HV=SAP war nicht gegeben. Die
Pflege der Stammdaten erfolgte manuell in FDB:FIS. Die Buchungsdaten wurden in
HV-SAP Uber CPD—Konten verrechnet; Obligobuchungen konnten manuell ange-
stollen werden, wurden aber nicht automatisch durchgefiihrt.

Die Belege zu den Buchungsdaten wurden nicht an HV-SAP Ubergeben, einzige
Verkniipfungsmoglichkeit zu den Falldaten war die im Datensatz libertragene Ge-
schaftszahl im ELAK. Uber HV=SAP war ein direkter Einstieg in den ELAK nicht még-
lich, weshalb die Unterlagen zum Verfahren nur im ELAK des Ressorts nachvollzo-
gen werden konnten.

Die gegenstandlichen Dokumente wurden dem RH mit Eingangsdatum 9. Mai 2017 libermittelt.
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14.2

Bei der Verbuchung durch die BHAG musste jeder einzelne Geschaftsfall im
Ressort—ELAK nachvollzogen werden. Die BHAG dokumentierte diese Prifungs-
handlung nicht.

(3) Die Eingabe der Verfahrensdaten sowie der zahlungsrelevanten Daten in FDB:FIS
war durch ein Vier—Augen—Prinzip abgesichert. Die Berechtigungen wurden Uber
ein Rollen— und Berechtigungskonzept zugewiesen.

Dem RH konnte im Zuge der Erhebungen weder eine Risikoanalyse noch ein darauf
aufbauendes IKS—Konzept zu FDB:FIS vorgelegt werden. Dariiber hinaus gab es
keine Verfahrensvorschrift.

Eine Aufgabenuntersuchung wurde dem BMF zur Einvernehmensherstellung am
2. November 2016 lbermittelt.

Der RH stellte gegeniiber dem BMB und dem BMWFW kritisch fest, dass das Vor-
system FDB:FIS weder an offentliche Register angebunden noch mit dem Stamm-
datenmanagement aus HV-SAP verknipft war. Darliber hinaus kritisierte er, dass
die im ELAK gefiihrten Verfahrensdaten manuell in FDB:FIS libertragen werden
mussten. Daraus ergaben sich potenzielle Fehlerquellen im Hinblick auf die Quali-
tat der verrechneten Daten.

Kritisch beurteilte der RH auch, dass die Verrechnungsdaten nicht direkt in HY—SAP
nachvollziehbar hinterlegt, sondern nur im ELAK des Ressorts verfligbar waren.

Der RH anerkannte die Kontrollschritte, welche die BHAG im Zuge der Verbuchung
durchfiuhrte, wies aber darauf hin, dass diese Kontrollen nicht nachvollziehbar do-
kumentiert waren.

Der RH kritisierte dartber hinaus, dass flir FDB:FIS keine Risikoanalyse und kein
darauf aufbauendes IKS—Konzept existierten und es keine den gesetzlichen Grund-
lagen entsprechende Verfahrensvorschrift gab.

Zu der im November 2016 ermittelten Aufgabenuntersuchung von FDB:FIS be-
merkte der RH kritisch, dass diese Anwendung bereits geraume Zeit in Verwendung
stand.

Der RH empfahl dem BMB und dem BMWFW eine Evaluierung von FDB:FIS im Hin-
blick auf eine Weiterentwicklung an den Stand der Technik. Insbesondere sollte
eine Schnittstelle zwischen dem ELAK und FDB:FIS eingerichtet und das Vorsystem
an die 6ffentlichen Register bzw. an das Stammdatenmanagement von HV—SAP an-
gebunden werden.
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14.3

14.4

Der RH empfahl den beiden Ressorts weiters, fiir FDB:FIS eine Risikoanalyse durch-
zufiihren und darauf aufbauend ein IKS—Konzept zu entwickeln, auf dessen Basis
allfallige weitere erforderliche IKS—MaRnahmen im Verfahren zu implementieren

waren.

Ferner empfahl der RH dem BMB und dem BMWFW, eine den rechtlichen Vorga-
ben entsprechende Verfahrensvorschrift zur Einvernehmensherstellung an das
BMF zu Gbermitteln.

Der RH empfahl der BHAG, die im Zuge der Verbuchung durchgefiihrten Kontrollen
nachvollziehbar zu dokumentieren.

Laut Stellungnahme des BMB habe FDB:FIS einen bedeutenden verwaltungsrefor-
matorischen Charakter und trage wesentlich zur Kostendampfung bei Forderungen
bei. Darliber hinaus verflige FDB:FIS auch (ber umfassende Auswertungsfunktio-
nen. Die verwendete Stammdatenverwaltung sei mit Blick auf den Umfang der For-
derungsgebarung des BMB leistungsfahig und den Anforderungen entsprechend.

Das BMWFW zeigte sich in seiner Stellungnahme grundsatzlich zu einer Weiterent-
wicklung von FDB:FIS im Sinne der Empfehlungen des RH bereit.

Die BHAG teilte in ihrer Stellungnahme nicht die Ansicht des RH, wonach Priifungs-
handlungen im Rahmen des Gebarungsvollzugs gesondert zu dokumentieren seien.
Dies komme auch in der Bestimmung des § 126 BHV 2013 zum Ausdruck, wonach
die Durchfiihrung der Buchung die Bestatigung der durchgefihrten Prifung dar-
stelle.

Der RH stellte nochmals klar, dass die Verkniipfung mit dem Stammdatenmanage-
ment von HV-SAP dazu fihrt, dass bundesweit ein einheitlicher, mit 6ffentlichen
Registern abgestimmter Stammdatenbestand in der Verrechnung zur Anwendung
kommt. Dadurch waren diesbezligliche Qualitatssicherungsmalnahmen der einzel-
nen haushaltsleitenden Organe nicht mehr erforderlich.

Der RH entgegnete der BHAG, dass die in der Stellungnahme vorgenommene,
weite Interpretation der haushaltsrechtlichen Vorschriften de facto bedeuten
wirde, dass Priifschritte im Gebarungsvollzug Gberhaupt nicht dokumentiert wer-
den missten. Dies widerspreche jedoch den Grundprinzipien der internen Kont-
rolle und war vom Verordnungsgeber nach Ansicht des RH nicht intendiert. Viel-
mehr sind besonders aufwendige Priifungsschritte — wie im gegenstandlichen
Verfahren das Nachvollziehen der Verrechnungsdaten im Ressort—ELAK — nach
Ansicht des RH jedenfalls gesondert zu dokumentieren, zumal sie nicht im HV-SAP
direkt vollzogen werden kénnen.
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KunstDat, UG 32 Kunst und Kultur

15.1

15.2

(1) Fur die Verrechnung der Kunstférderungen kam im Wirkungsbereich des BKA
das Vorsystem KunstDat zur Anwendung. Die Abwicklung der Foérderfille erfolgte
mit Hilfe des ELAK, das Vorsystem diente nur zur Verrechnung und zur Auswertung
der Forderdaten, um diese im Kunstforderbericht zu veroffentlichen.

Die Datenerfassung in der KunstDat erfolgte manuell, die Anwendung verfligte
Uber ein eigenes Stammdatenmanagement. Ein Abgleich der Stammdaten mit den
offentlichen Registern erfolgte weder direkt noch durch eine Verknipfung mit dem
Stammdatenmanagement in HV-SAP. Als zentrale Referenz des Forderfalls diente
die Geschaftszahl im ELAK. Bei den Dateneingaben war ein elektronisch abgesicher-
tes Vier—Augen—Prinzip — als grundlegendes Element des IKS — etabliert.

(2) Die Datenibergabe an die Schnittstelle von HV-SAP umfasste nicht die einzelne
Beleggrundlage, allerdings wurde die Geschaftszahl im ELAK mitlibermittelt. Die
Verrechnung in HV—SAP erfolgte saldiert auf CPD—Konten.

Zusatzlich zum Datenaustausch iber die Schnittstelle wurde durch die KunstDat ein
Transaktionsdatenblatt mit allen wesentlichen Verrechnungsinformationen gene-
riert und an die BHAG Ubermittelt. Durch die Koppelung von HV=SAP mit dem ELAK
im BKA war es moglich, direkt in den jeweiligen Forderakt einzusteigen. Dadurch
war die Nachvollziehbarkeit der Beleggrundlage liber HV-SAP sichergestellt.

Fiir die KunstDat konnte dem RH weder eine Risikoanalyse noch ein darauf aufbau-
endes IKS—Konzept vorgelegt werden. Dariiber hinaus gab es weder eine Verfah-
rensvorschrift noch eine Aufgabenuntersuchung zum Betrieb der KunstDat.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Stammdaten der KunstDat weder direkt
noch indirekt (durch eine Verkniipfung mit dem Stammdatenmanagement aus HV—
SAP) mit den offentlichen Registern abgeglichen waren. Dariiber hinaus kritisierte
der RH die saldierte Verbuchung der Daten aus der KunstDat in HV—SAP.

Der RH beurteilte die Schnittstelle zwischen dem ELAK und der KunstDat ebenso
wie die ELAK—Koppelung in HV-SAP als positiv. Damit war die Nachvollziehbarkeit
der Beleggrundlage direkt aus HV-SAP gewahrleistet.

Der RH kritisierte das Fehlen einer Risikoanalyse und des darauf aufbauenden IKS—
Konzepts sowie das Fehlen der entsprechenden Verfahrensvorschrift und Aufga-
benuntersuchung zur KunstDat.
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15.3

15.4

Kostenbeitrage

16.1

Der RH empfahl dem BKA, die KunstDat an die 6ffentlichen Register anzubinden
bzw. mit dem Stammdatenmanagement von HV-SAP zu verknipfen.

Der RH empfahl dem BKA weiters, flr die KunstDat eine Risikoanalyse durchzufiih-
ren und darauf aufbauend ein IKS—Konzept zu entwickeln, auf dessen Basis allen-
falls weitere erforderliche IKS—-MalBnahmen im Verfahren zu implementieren wa-
ren.

Ferner empfahl der RH dem BKA, eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende
Aufgabenuntersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift zur Einvernehmensherstel-
lung an das BMF und den RH zu Gibermitteln.

Laut Stellungnahme des BKA werde der Zahlungsweg in der KunstDat auf die Ge-
schaftspartner in HV-SAP umgestellt und so die Anbindung an die 6ffentlichen Re-
gister im Rahmen der Geschéftspartneranlage in HV-SAP umgesetzt. Das BKA sagte
weiters zu, eine entsprechende Risikoanalyse im Zusammenwirken mit der inter-
nen Revision erstellen zu wollen. Bezliglich der fehlenden Aufgabenuntersuchung
sowie der Verfahrensvorschrift sei das BKA der Rechtsauffassung, dass diese nicht
erforderlich erschienen. Die Funktionalitat sei dem BMF seit 2001 bekannt gewe-
sen und dieses habe keine Bedenken geduRert.

Der RH begriSte die Bereitschaft des BKA zur Durchfiihrung einer Risikoanalyse.
Bezliglich der Aufgabenuntersuchung bzw. Verfahrensvorschrift fiir die KunstDat
betonte der RH nochmals, dass diese gemal} der haushaltsrechtlichen Vorschriften
vor deren Einflihrung zur Einvernehmensherstellung an das BMF und den RH hat-
ten Ubermittelt werden missen.

zu ganztagigen Schulformen, UG 30 Bildung

(1) Far die Administration der Verrechnung von Kostenbeitragen zu ganztagigen
Schulformen an oOffentlichen AHS-Unterstufen stand im Wirkungsbereich des
Stadtschulrats fir Wien sowie der Landesschulrate fir Oberdsterreich und fir
Karnten das Vorsystem ,Kostenbeitrdge zu ganztagigen Schulformen” (KOGS) in
Verwendung. Die Ubrigen Landesschulrdte bedienten sich anderer Systeme, die von
der Erhebung des RH nicht erfasst waren. Der RH erhob die Anwendung des Vorsys-
tems KOGS beim Stadtschulrat fir Wien.

(2) KOGS war eine einfache, nicht vernetzte Datenbankanwendung, die ausschliel3-
lich manuelle Verfahrensschritte vorsah. Die Dateneingabe in KOGS erfolgte auf
Grundlage eines Vier—Augen—Prinzips, das durch ein entsprechendes Rollen— und
Berechtigungskonzept abgesichert war. Die Stammdatenverwaltung konnte sowohl
zentral (Stadtschulrat) als auch dezentral (Schulen) erfolgen, wobei der Datenaus-
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16.2

16.3

tausch von den Schulen zum Stadtschulrat mittels Ubertragung eines Datenfiles per
E—Mail oder USB-Stick erfolgte. Auf Grundlage der Stammdaten erfolgte die Vor-
schreibung der Kostenbeitrage, die per Erlagschein oder im SEPA—Lastschriftverfah-
ren beglichen werden konnten. Der Buchungsdatensatz wurde automatisiert durch
KOGS generiert. Die Ubertragung an die HV=SAP-Schnittstelle erfolgte manuell,
indem die Datei an die BRZ GmbH (ibermittelt wurde, die diese Giber die Schnitt-
stelle in HV-SAP einspielte. Die Beleggrundlage fiir die einzelnen verrechneten Ge-
schaftsfalle wurde nicht an HV-SAP (bergeben.

Fir KOGS konnte dem RH weder eine Aufgabenuntersuchung noch eine Verfah-
rensvorschrift vorgelegt werden. Eine Risikoanalyse fehlte ebenso wie ein darauf
aufbauendes IKS—Konzept.

Der RH kritisierte, dass fir die Verrechnung von Kostenbeitrdgen fiir ganztagige
Schulformen an 6ffentlichen AHS—Unterstufen kein bundesweit einheitliches Sys-
tem zur Anwendung kam.

Der RH beurteilte das Vorsystem KOGS insbesondere wegen der Vielzahl an manu-
ellen Verfahrensschritten und des Fehlens einer automatisierten Schnittstelle zu
HV—SAP kritisch. Ebenfalls kritisch beurteilte der RH, dass die Beleggrundlage in
HV-SAP nicht nachvollziehbar war.

Der RH kritisierte darliber hinaus, dass fiir KOGS keine Risikoanalyse und kein dar-
auf aufbauendes IKS—Konzept vorlagen und es keine den gesetzlichen Grundlagen
entsprechende Aufgabenuntersuchung und Verfahrensvorschrift gab.

Der RH empfahl dem BMB, Moglichkeiten zu priifen, die Administration der Kosten-
beitrage fur ganztdgige Schulformen an 6ffentlichen AHS-Unterstufen direkt in HV—
SAP durchzufiihren. Weiters sollte ein bundesweit einheitliches System geschaffen
werden.

Der RH empfahl weiters, im Zuge einer Umstellung des Systems zu gewahrleisten,
dass eine Risikoanalyse sowie ein darauf aufbauendes IKS—Konzept erarbeitet wer-
den, das elektronisch durch entsprechende IKS—MalRnahmen umgesetzt wird.

Ferner empfahl der RH dem BMB, eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende
Aufgabenuntersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift zur Einvernehmensherstel-
lung an das BMF und den RH zu Gibermitteln.

In seiner Stellungnahme teilte das BMB mit, dass eine bundesweite Verwendung
von KOGS als einheitliches System bereits jetzt moglich sei.
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Bundesamt fiir Eich— und Vermessungswesen — Webshop, UG 40 Wirtschaft

17.1

17.2

17.3

17.4

(1) Das Bundesamt fiir Eich— und Vermessungswesen (Bundesamt) brachte eine
Anwendung fiir die Verkaufe von digitalen Karten und anderen Produkten auf elek-
tronischem Wege zum Einsatz. Als Eingabeplattform diente der Webshop auf der
Homepage des Bundesamts. Zur Verrechnung der Webshop—Geschiftsfille ver-
wendete das Bundesamt eine SAP-Anwendung. Das Stammdatenmanagement er-
folgte Uber die Registrierung der Anwenderinnen und Anwender im Webshop.

(2) Bei einem Verkauf (iber den Webshop generierte das dahinter stehende System
automatisiert eine auf den registrierten User ausgestellte Ausgangsrechnung. Die
Ubergabe der Verrechnungsdaten aus den Verkiufen an HV-SAP erfolgte auf CPD—
Konten. Die Beleggrundlage wurde Uiber die Schnittstelle nicht bereitgestellt, wes-
halb eine Nachvollziehbarkeit der Geschaftsfdlle in HV-SAP nicht gewahrleistet
war.

Fir den Webshop des Bundesamts wurde die vorgelegte Aufgabenuntersuchung
im Einvernehmen zwischen BMF und RH genehmigt, eine Verfahrensvorschrift
wurde dem RH im Wege des BMF zur Einvernehmensherstellung Gbermittelt.

Der RH kritisierte, dass fiir den Webshop des Bundesamts die Beleggrundlage der
einzelnen Geschaftsfalle in HV-SAP nicht nachvollziehbar war.

Der RH empfahl dem Bundesamt, fiir den Webshop sicherzustellen, dass die Beleg-
grundlage der einzelnen Geschaftsfalle in HV-SAP nachvollziehbar ist.

Laut Stellungnahme des BMWFW wiirde die Bereitstellung der Beleggrundlage der
einzelnen Geschaftsfalle in HV-SAP beide Systeme (BEV-SAP und HV-SAP) mit ei-
nem gesteigerten jahrlichen Datenvolumen belasten. Diese Anforderung sei daher
erst im Detail zu analysieren, es seien aber in beiden Systemen gravierende Ande-
rungen erforderlich, die einen erheblichen finanziellen Aufwand verursachen wiir-
den.

Der RH nahm die Stellungnahme des BMWFW, wonach die Umsetzung der Empfeh-
lung nur nach Maligabe der Durchflihrung einer Kosten—Nutzen—Untersuchung er-
folge konne, zur Kenntnis.

Zusammenfassende Beurteilung der Vorsysteme

18.1

(1) Weder dem BMF noch den tibrigen an der Verrechnung beteiligten Stellen, wie
der BHAG und der BRZ GmbH, war die Anzahl der verwendeten Vorsysteme bzw.
der zur Nutzung der HV=SAP-Schnittstelle berechtigten Applikationen bekannt.



Bericht zum Bundesrechnungsabschluss der Republik Osterreich H

Der RH stellte dartiber hinaus fest, dass es neben den Uber eine Schnittstelle direkt
mit HV-SAP verbundenen Vorsystemen noch eine Vielzahl von weiteren Vorsyste-
men gab, die verrechnungsrelevante Daten bereitstellten, die aber manuell in HV-
SAP verbucht wurden.

(2) Die Analyse der Uberpriiften Vorsysteme zeigte, dass diese vom Funktionsum-
fang teilweise dhnlich waren, im Hinblick auf die technische Ausgestaltung aber
eine unterschiedliche Qualitdt aufwiesen. Einzelne der lGberpriften Anwendungen
standen teilweise schon Jahrzehnte in Verwendung und entsprachen nicht mehr
dem Stand der Technik (z.B. fehlende Anbindung an 6ffentliche Register, Grundkon-
zeption der Anwendung ohne IKS—Konzept).

(3) Sechs der acht Uberpriften Vorsysteme waren weder an die relevanten 6ffent-
lichen Register angebunden, noch mit dem Stammdatenmanagement in HV—SAP
verknlipft. Dadurch fehlte eine wesentliche Grundlage fir die Sicherstellung der
Qualitat der in den Verfahren verwendeten Daten, zudem war die Verbuchung auf
den entsprechenden Personenkonten in HV-SAP nicht moglich. Dariiber hinaus
war bei sechs von acht Anwendungen die Nachvollziehbarkeit der verrechneten
Geschaftsfalle nicht moglich, weil die Beleggrundlage nicht in HV-SAP ibermittelt
wurde.

Bei zwei von acht Uberpriiften Vorsystemen lag die gesetzlich vorgesehene Verfah-
rensvorschrift und/oder Aufgabenuntersuchung vor; bei sechs Gberpriften Vorsys-
temen fehlte diese. Dessen ungeachtet hatte das BMF jedoch den Betrieb dieser
Vorsysteme und eine direkte Datenlibermittlung tiber die Schnittstelle von HV-SAP
ermoglicht.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Einschatzung des RH beziiglich der beurteilten
Vorsysteme nach den untersuchten Kriterien:
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Tabelle 2: Ubersicht liber die Beurteilung der iiberpriiften Vorsysteme

ABK (BMLVS) TZ8
Unterhaltsvorschuss (BMJ) TZ9, Teilweise

TZ10
Renten — Bezugsverfahren und Forde- TZ 11,
rungen (BMASK) TZ 12,

Tz13 e a a Teilweise Teilweise
Forder—Datenbank Bildung (BMB) TZ14
Forder—Datenbank Wissenschaft TZ 14
(BMWFW)
KunstDat (BKA) TZ 15
Kostenbeitrage zu ganztéagigen Schulfor- | TZ 16
men (BMB)
Bundesamt fir Eich—und Vermessungs- | TZ 17
wesen Webshop (BMWFW)

18.2

Quelle: RH

Der RH beurteilte die Vielzahl an verwendeten Vorsystemen als kritisch. Dies des-
halb, weil die Qualitat der Verrechnungsdaten nicht nach allen zur Verfiigung ste-
henden Mdglichkeiten sichergestellt war.

Der RH empfahl allen Gberpriften Stellen, die verwendeten Vorsysteme einer Eva-
luierung zu unterziehen. Vorsysteme, die nicht mehr dem Stand der Technik ent-
sprachen, insbesondere jene, die weder an die 6ffentlichen Register angebunden
noch mit der Stammdatenverwaltung von HV-SAP verknlipft waren, sollten unter
Berlicksichtigung der Nutzungsdauer und nach Abwagung der Kosten— und Nut-
zenaspekte durch ein einheitliches, leistungsfahiges und den aktuellen Standards
entsprechendes Verfahren abgeldst werden. Dadurch kénnte auch die Vielzahl an
Vorsystemen reduziert und die Qualitat der an HV=SAP libergebenen Daten erhht
werden.

Der RH empfahl dem BMF, in Hinkunft den Betrieb und den automatisierten Daten-
austausch nur mit jenen Systemen zu ermdéglichen, welche die im BHG 2013 und in
der BHV 2013 vorgesehenen Voraussetzungen erfillen, namlich die Einverneh-
mensherstellung mit dem BMF und dem RH beziiglich einer einschldgigen Verfah-
rensvorschrift und einer entsprechenden Aufgabenuntersuchung zum jeweiligen
Verfahren. Darin wére auch die rechtliche Zuldssigkeit der Datenverkniipfung nach-
zuweisen.
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18.3

18.4

Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit, es werde hinkiinftig den Betrieb und
den automatisierten Datenaustausch nur mehr fiir Systeme ermoglichen, welche
die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen erfiillen.

Das BMWFW flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Anbindung des Web-
shops des Bundesamts fiir Eich—und Vermessungswesen an die 6ffentlichen Regis-
ter ebenso wie die Verwendung des Stammdatenmanagements aus HV—SAP tech-
nisch und faktisch nicht moglich sei, zumal dann eine einfache online—Registrierung
nicht mehr moglich sei.

Das BKA sagte in seiner Stellungnahme zu, die Verrechnung der KunstDat kontinu-
ierlich auf die Verwendung der Geschaftspartner in HVY—=SAP umzustellen.

Der RH stellte gegeniiber dem BMWFW klar, dass er bei der Beurteilung des Web-
shops des BEV bezlglich der Anbindung an die 6ffentlichen Register bzw. die Ver-
wendung des Stammdatenmanagements aus HV-SAP weder Kritik noch eine Emp-
fehlung aussprach (vgl. TZ 17).



Bericht zum Bundesrechnungsabschluss der Republik Osterreich

Schlussempfehlungen

19 Zusammenfassend hob der RH nachfolgende Empfehlungen hervor:

Alle Uberpriften Stellen

(1)

BMF

(2)

(3)

(4)

Die verwendeten Vorsysteme waren einer Evaluierung zu unterziehen. Vor-
systeme, die nicht mehr dem Stand der Technik entsprechen, insbesonde-
re jene, die weder an die offentlichen Register angebunden noch mit der
Stammdatenverwaltung von HV-=SAP verknlipft sind, sollten unter Beriick-
sichtigung der Nutzungsdauer und nach Abwagung der Kosten— und Nut-
zenaspekte durch ein einheitliches, leistungsfahiges und den aktuellen Stan-
dards entsprechendes Verfahren abgel6st werden. (TZ 18)

Eine eindeutige Zuordnung der lber die Schnittstelle automatisiert in HV—
SAP (ibernommenen Buchungen zum jeweiligen Vorsystem ware sicherzu-
stellen. (TZ 5)

Dem RH wadre eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende Aufgabenun-
tersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift zum Vorsystem FMM vorzule-
gen. (TZ 13)

Zukunftig ware der Betrieb und ein automatisierter Datenaustausch nur fir
Systeme zu ermoglichen, welche die im BHG 2013 und in der BHV 2013 vor-
gesehenen Voraussetzungen erfillen. (TZ 18)

BMF und Bundesrechenzentrum GmbH

(5)

Es ware gemeinsam eine systematische und vollstandige Liste Gber alle An-
wendungen zu erstellen, die Uber eine automatisierte Schnittstelle zu HV—
SAP verfligen, sowie Uber alle Vorsysteme, die Daten im Vorfeld zur manu-
ellen Erfassung in HV-SAP zur Verfligung stellen. Die Liste der Vorsysteme
ware durch das BMF und die BRZ GmbH laufend abzustimmen und zu aktua-
lisieren sowie dem RH zu ibermitteln. (TZ 6)
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BMJ
(6)
(7)
(8)
(9)
(10)
(11)
(12)
BMASK
(13)

BMB und BMWFW

(14)

Das Verfahren Unterhaltsvorschuss ware zu evaluieren. Dabei sollte sicher-
gestellt werden, dass alle verfahrensrelevanten Daten auf elektronischem
Wege zur Verfligung stehen. (TZ 10)

Das Verfahren Unterhaltsvorschuss sollte an die 6ffentlichen Register ange-
bunden werden, um die Abfrage von Personendaten und Personenstandsda-
ten im Verfahren zu automatisieren. (TZ 10)

Eine Verbindung der beiden Verfahren — Verfahrensautomatisation Justiz
und Verfahren Unterhaltsvorschuss — (iber eine vollautomatisierte Schnitt-
stelle wire zu priifen, um die manuelle Ubernahme bzw. manuelle Erfassung
von Verfahrensdaten zu vermeiden. (TZ 10)

Das Verfahren Unterhaltsvorschuss ware mit dem Stammdatenmanagement
von HV-SAP zu verknipfen. (TZ 10)

Die zu leistenden Unterhaltsvorschiisse bzw. Riickzahlungen sollten entspre-
chend den haushaltsrechtlichen Bestimmungen als Obligo verrechnet wer-
den. (TZ 10)

Flr das Verfahren Unterhaltsvorschuss ware eine Risikoanalyse durchzufiih-
ren. Darauf aufbauend waére ein IKS—Konzept fiir dieses Verfahren zu entwi-
ckeln und erforderlichenfalls waren weitere IKS—-MaRnahmen zu implemen-
tieren. (TZ 10)

Flr das Verfahren Unterhaltsvorschuss ware eine den rechtlichen Vorgaben
entsprechende Aufgabenuntersuchung vorzulegen. (TZ 10)

Fir die Fachanwendungen Bezugsverfahren und Férderungen waren den
rechtlichen Vorschriften entsprechende Aufgabenuntersuchungen sowie
Verfahrensvorschriften vorzulegen. (TZ 12, TZ 13)

Das Vorsystem FDB:FIS sollte im Hinblick auf die vom RH empfohlenen Wei-
terentwicklungsnotwendigkeiten evaluiert werden. Insbesondere sollte eine
Schnittstelle zwischen dem ELAK und FDB:FIS eingerichtet und das Vorsys-
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(15)

(16)

tem an die offentlichen Register bzw. an das Stammdatenmanagement von
HV-SAP angebunden werden. (TZ 14)

Fiir FDB:FIS ware eine Risikoanalyse durchzufiihren. Darauf aufbauend wére
ein IKS—Konzept fiir dieses Verfahren zu entwickeln und erforderlichenfalls
waren weitere IKS—MalRnahmen zu implementieren. (TZ 14)

Flr FDB:FIS wére eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende Verfahrens-
vorschrift vorzulegen. (TZ 14)

Buchhaltungsagentur des Bundes

BKA

BMB

(17)

(18)

(19)

(20)

(21)

(22)

(23)

Die im Zuge der Verbuchung durchgefiihrten Kontrollen waren nachvollzieh-
bar zu dokumentieren. (TZ 14)

Die KunstDat wére an die 6ffentlichen Register anzubinden und mit dem
Stammdatenmanagement von HV=SAP zu verkniipfen. (TZ 15)

Flr die KunstDat wiére eine Risikoanalyse durchzufiihren. Darauf aufbauend
ware ein IKS—Konzept fir dieses Verfahren zu entwickeln und erforderlichen-
falls waren weitere IKS—MalBnahmen zu implementieren. (TZ 15)

Fiir die KunstDat ware eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende Aufga-
benuntersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift vorzulegen. (TZ 15)

Es sollte geprift werden, ob die Administration der Kostenbeitrage fiir die
ganztagigen Schulformen an 6ffentlichen AHS—Unterstufen direkt in HV—SAP
erfolgen kann; dabei sollte zudem ein bundesweit einheitliches System ge-
schaffen werden. (TZ 16)

Im Zuge einer Umstellung des Systems ware zu gewahrleisten, dass eine Ri-
sikoanalyse sowie ein darauf aufbauendes IKS—Konzept erarbeitet wird, das
durch entsprechende IKS—MalRnahmen umgesetzt wird. (TZ 16)

Fir das Vorsystem KOGS waren eine den rechtlichen Vorgaben entsprechende
Aufgabenuntersuchung sowie eine Verfahrensvorschrift vorzulegen. (TZ 16)
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Bundesamt fiir Eich— und Vermessungswesen

(24) Flr den Webshop ware nach Malgabe der Durchfiihrung einer Kosten—Nut-
zen—Untersuchung sicherzustellen, dass die Beleggrundlage der einzelnen
Geschaftsfille in HY=SAP nachvollziehbar ist. (TZ 17)









	TZ_1
	TZ_2
	TZ_3
	TZ_4
	TZ_5_1
	TZ_5_2
	TZ_5_3
	TZ_5_4
	TZ_6_1
	TZ_6_2
	TZ_6_3
	TZ_7
	TZ_8_1
	TZ_8_2
	TZ_9
	TZ_10_1
	TZ_10_2
	TZ_10_3
	TZ_10_4
	TZ_11
	TZ_12_1
	TZ_12_2
	TZ_12_3
	TZ_13_1
	TZ_13_2
	TZ_13_3
	TZ_14_1
	TZ_14_2
	TZ_14_3
	TZ_14_4
	TZ_15_1
	TZ_15_2
	TZ_15_3
	TZ_15_4
	TZ_16_1
	TZ_16_2
	TZ_16_3
	TZ_17_1
	TZ_17_2
	TZ_17_3
	TZ_17_4
	TZ_18_1
	TZ_18_2
	TZ_18_3
	TZ_18_4
	TZ_19
	Tabelle 1:	Überprüfte Vorsysteme mit Schnittstelle zu HV–SAP
	Tabelle 2:	Übersicht über die Beurteilung der überprüften Vorsysteme
	Abkürzungsverzeichnis
	Glossar
	Kurzfassung
	Prüfungsablauf und –gegenstand
	Haushaltsrechtliche Grundlagen
	Allgemeines
	Aufgabenuntersuchung
	Verfahrensvorschrift

	Ausgangslage
	Technische Schnittstelle zu HV–SAP
	Anzahl der Vorsysteme in der Haushaltsverrechnung

	Überprüfte Vorsysteme
	ABK, UG 14 Militärische Angelegenheiten und Sport
	Verfahren Unterhaltsvorschuss, UG 13 Justiz
	Renten – Bezugsverfahren und Förderungen, UG 21 Soziales und Konsumentenschutz
	Förder–Datenbank Bildung, UG 30 Bildung
Förder–Datenbank Wissenschaft, UG 31 Wissenschaft und Forschung
	KunstDat, UG 32 Kunst und Kultur
	Kostenbeiträge zu ganztägigen Schulformen, UG 30 Bildung
	Bundesamt für Eich– und Vermessungswesen – Webshop, UG 40 Wirtschaft
	Zusammenfassende Beurteilung der Vorsysteme

	Schlussempfehlungen



